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Abkürzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BAG Bundesamt für Gesundheit
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
BWL Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OFSP Office fédéral de la santé publique
DFI Département fédéral de l'intérieur
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
AOS Assurance obligatoire des soins
OFAE Office fédéral pour l'approvisionnement économique du pays
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mittels parlamentarischer Initiative verlangte Marie-France Roth Pasquier (mitte, FR),
dass das KVG dahingehend geändert wird, dass neben den Leistungen von
Apothekerinnen und Apothekern in Zusammenhang mit verordneten Arzneimitteln
auch weitere Leistungen von der OKP übernommen werden. Konkret sind damit
Leistungen gemeint, die im Zusammenhang mit Früherkennungs- und
Präventionskampagnen des Bundes und der Kantone erbracht werden, und solche, die
zur Dämpfung der Kostenentwicklung beitragen und für die mit den Versicherern eine
Vereinbarung abgeschlossen wurde. Roth Pasquier führte aus, dass die gegenwärtige
Gesetzeslage eine Kostenübernahme durch die OKP nicht erlaube, auch nicht, wenn
dadurch Kosten eingespart und eine bessere Qualität erreicht werden könnten. Die
Initiantin verwies auf das Freiburger Modell für Pflegeheime. In diesem Modell würden
pharmazeutische Dienstleistungen interprofessionell gehandhabt. Dabei brächten
Apothekerinnen und Apotheker beim Auswählen von und dem Umgang mit
Medikamenten ihr Fachwissen ein, verkauften diese allerdings nicht selbst. Seit zwei
Jahren müsse die Apothekerschaft nun aber die Medikamente selbst vertreiben,
wodurch anstelle von CHF 4 Mio. lediglich CHF 2 Mio. eingespart werden könnten. Die
parlamentarische Initiative setze zudem die Motionen Humbel (mitte, AG) 18.3977 und
Ettlin (mitte, OW) 18.4079 um und vermeide eine unerwünschte Kostenentwicklung.
Ende März 2021 gab die SGK-NR dem Anliegen mit 23 zu 0 Stimmen Folge. Ihre
Schwesterkommission tat es ihr im Januar 2022 mit 10 zu 2 Stimmen gleich. Sie plante
die Umsetzung der Initiative im Rahmen des Kostendämpfungspakets 2, wobei auch das
Freiburger Modell seine Berücksichtigung erhalten soll. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Marktrückzüge von bewährten und günstigen Arzneimitteln stoppen wollte Jakob Stark
(svp, TG) mit einer Motion, die er im Juni 2021 einreichte. So sei gemäss einem Bericht
des BWL insbesondere die «Versorgungssicherheit bei seit langem eingeführten, nicht
patentgeschützten, kostengünstigen und für die medizinische Grundversorgung
unabdingbaren Wirkstoffen und Fertigarzneimitteln» gefährdet, indem gerade diese
Medikamente immer häufiger aus dem Schweizer Markt zurückgezogen würden. Das
Anbieten von günstigen Arzneimitteln in der Schweiz sei beispielsweise aufgrund des
Zulassungsverfahrens oder der Dreijahresüberprüfung durch das BAG in Anbetracht des
kleinen Absatzmarktes für die Vertreibenden zu aufwändig und zu teuer. Durch den
Bund erzwungene Preissenkungen im Rahmen der Überprüfung der Arzneimittelpreise
würden gewisse dieser Produkte unwirtschaftlich machen, befürchtete der Motionär.
Um die Versorgung in der Schweiz sicherzustellen, verlangte Stark deshalb, dass das EDI
die laufenden Preisüberprüfungen aller Arzneimittel der Spezialitätenliste mit einem
Stückpreis unter CHF 20 stoppe und deren Preise auf dem Stand von 2018 belasse.
Zukünftig sollen die Überprüfungen bei den entsprechenden Medikamenten nur noch
alle 10 Jahre durchgeführt werden und dabei auch die Versorgungssicherheit und die
Unabhängigkeit vom Produktionsstandort Asien als Kriterien berücksichtigt werden. In
seiner Begründung verwies Stark überdies auf die Motion Humbel (mitte, AG; Mo.
17.3828) mit einem bisher nicht erfüllten Auftrag an den Bundesrat, «ein differenziertes
Preisüberprüfungssystem für Arzneimittel zu schaffen». Der Bundesrat argumentierte
in seiner Stellungnahme, dass das KVG keinen Überprüfungsstopp der Arzneimittel
unter CHF 20 erlaube, wohl aber einen Verzicht auf eine Preissenkung aufgrund der
Versorgungssicherheit. Entsprechend habe das BAG zwischen 2017 und 2020 in 26
Fällen auf eine Preissenkung verzichtet und in 15 Fällen gar eine Preiserhöhung
bewilligt. Die Motion beantragte er zur Ablehnung, zumal er im zweiten
Massnahmenpaket bereits eine entsprechende Regelung für eine differenzierte
Überprüfung vorsehe. 
In der Herbstsession 2021 begründete Jakob Stark seine Motion im Ständerat und
betonte, er wolle sicherstellen, dass die Preise der entsprechenden Arzneimittel bis zur
Umsetzung des bundesrätlichen Vorschlags auf dem Niveau von 2018 belassen werden
können. Damian Müller (fdp, LU) kritisierte die Motion scharf und betonte insbesondere
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die Wichtigkeit der dreijährlichen Preisüberprüfung. So seien die Medikamentenpreise
in der Schweiz generell zu hoch, nicht zu tief, und diese Preisüberprüfung diene eben
genau ihrer Senkung. Entsprechend solle man keinesfalls eine funktionierende
Massnahme zur Senkung der Kosten ausser Kraft setzen. Nach einem Ordnungsantrag
von Erich Ettlin (mitte, OW), der diese Frage im Rahmen der Beratung des ersten
Kostendämpfungspakets in der Kommission debattieren wollte, entschied sich der
Ständerat mit 33 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung dafür, die Motion der SGK-SR zur
Vorberatung zuzuweisen. 2

1) Medienmitteilung SGK-NR vom 26.3.21; Medienmitteilung SGK-SR vom 21.1.22
2) AB SR, 2021, S. 973 f.
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